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1. Änderungssatzung zur Satzung  
Über die Erhebung von Beiträgen nach § 6  KAG LSA f ür straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Blankenheim vom 20.02.201 4 
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
vom  02.05.2016 

 
 
Auf der Grundlage der §§ 5 und 8 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes 
Sachsen – Anhalt (KVG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 
(GVBl. LSA S.288), i.V. mit §§ 2 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 
Sachsen – Anhalt (KAG LSA) vom 13. Dezember 1996 (GVBl.S.405), zuletzt geändert  
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Oktober 2015 (GVBl. LSA S. 560), hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Blankenheim in seiner Sitzung vom ………..folgende Satzung 
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Der § 6 wird geändert und erhält folgende Fassung: 

 
§ 6 

 Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwandes 
 
(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus 

die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten Verkehrsanlage oder eines 
bestimmten Abschnittes von ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). 
Die Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis der 
Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der 
maßgeblichen Grundstücksfläche mit den in §§ 7 und 8 dieser Satzung 
maßgeblichen Nutzungsfaktoren ergeben. 
 

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im 
bürgerlich-rechtlichen Sinne. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke 
baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors 
nach § 7 dieser Satzung. Für übrige Flächen – einschließlich der im Außenbereich 
liegenden Teilflächen jenseits der Bebauungsplangrenze, einer 
Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB – 
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 8 dieser Satzung. 

 
(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit 
der Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles oder im 
Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen, die Gesamtfläche des 
Grundstückes; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 4 Abs. 4 BauGB liegen und bei 
Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die 
Fläche im Satzungsbereich; 



  
                                                                Gemeinde Blankenheim             1. Änderung der Straßenausbau- 

                    satzung 

 2 

 
 
 
4. für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht, 

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 
BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes, 

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (34 § BauGB) und teilweise 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche, die dem baurechtlichen Innenbereich zuzuordnen 
ist (streng baurechtliche Abgrenzung im Einzelfall – keine pauschale 
Tiefenbegrenzung). 

5. die über die sich nach Nr. 2, Nr. 3 oder Nr. 4 b) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Flächen zwischen der Verkehrsanlage 
bzw. im Fall Nr. 4 b) der der Verkehrsanlage zugewandten Grundstücksseite und 
einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, welcher der 
übergreifenden Nutzung entspricht; 

 
(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die 

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
(z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb 
des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles so genutzt werden, 
oder 

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen 
entsprechender Festsetzungen im Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar 
sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), 
ist die Gesamtfläche des Grundstückes bzw. die Fläche des Grundstückes zu 
Grunde zu legen, die von den Regelungen des Abs. 3 nicht erfasst wird. 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

  
Die 1. Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

      
 
            
     

Blankenheim, den 09.05.2016 
 
 
 
 
A. Strobach 
Bürgermeister 


